
So kann Liechtenstein 

ererhöhung. Ganz vom Tisch ist ei-

ne solche, trotz anderslautender 

Versprechung der Regierung, nicht. 

So hatte etwa der VU-Abgeordnete 

und Vorsitzende der Finanzkom-

mission Günther Kranz im Landtag 

erklärt: «Ich würde auch eine Steu-

ererhöhung nicht kategorisch aus-

schliessen.» Wie die ehemalige FL-

Abgeordnete Andrea Matt vorrech-

net, würde alleine eine Teuerungs-

anpassung bei der Motorfahrzeug-

2 Millionen Franken

 Hier wird von den 

befragten Experten in erster Linie 

eine Effizienzsteigerung gefordert. 

Als konkretes Beispiel nannte ein 

ehemaliger Abgeordneter die Schaf-

fung eines «Sozialhilfe»-Schalters. 

Der Bürger müsste sich dann – 

egal, ob für Arbeitslosengeld, Miet-

beihilfe, Krankenkassenzuschuss 

oder andere Ergänzungsleistungen 

– nur mehr an eine einzige Verwal-

tungsstelle wenden. Der Vorteil: 

Kürzere Wege für den Bürger, we-

niger Doppelspurigkeiten innerhalb 

der Verwaltung und damit auch 

Es sei fünf vor zwölf und es 

bestehe bei der Sanierung 

des Staatshaushaltes akuter 

Handlungsbedarf, hatte die 

VU-Abgeordnete Diana Hilti in 

der Budget-Debatte richtig er-

kannt. Pepo Frick von der Frei-

en Liste und die FBP-Manda-

tare forderten ebenfalls kon-

krete Einsparungsmassnahmen 

und unterstützten damit den 

eingeschlagenen Kurs der Re-

gierung. Es herrschte also Ei-

nigkeit im Hohen Haus.

Reden allein zu wenig

Umso verwunderlicher ist es 

daher, dass sich die gewählten 

Volksvertreter auf keine einzige 

konkrete Sparmassnahme eini-

gen konnten. Den grossen Wor-

ten folgten keine Taten. Wenn 

überhaupt, wurde in der Theo-

rie gespart. Selbst der Antrag, 

das Budget der FMA zu kürzen, 

fand keine Mehrheit.

Entweder ist die finanzielle 

Not in Liechtenstein noch im-

mer nicht gross genug, um mas-

sive Einschnitte vornehmen zu 

müssen, oder die verantwort-

lichen Politiker fürchten sich 

davor, von den Stimmbürgern 

bei den nächsten Wahlen die 

Rechnung für ihre Sparvor-

schläge präsentiert zu bekom-

men. Denn eines ist klar: Dras-

tische Einsparungen, ohne je-

mandem «weh zu tun», sind 

schlichtweg unmöglich.

Es ist höchste Zeit, dass die 

Politiker ihrer Aufgabe nach-

kommen und die Theorie end-

lich in die Praxis umsetzen. 

Denn mit Reden allein wurde 

noch keine Krise gemeistert.
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Vorschlag Einsparung

des Staatsbeitrages an die FMA auf 8 Millionen Franken 2,7 Mio. Fr.

Streichung der NBU-Landessubvention 10,4 Mio. Fr.

Streichung 13. Gehalt AHV- und IV-Bezüger 6,0 Mio. Fr.

Teuerungsanpassung Motorfahrzeugsteuer 2,0 Mio. Fr.

Reduktion des Expo-Staabeitrages auf 2,5 Mio. Franken 1,5 Mio. Fr.

OKP auf den Stand des Jahres 2009. 5,0 Mio. Fr.

Gesamt: 27,6 Millionen Franken


